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Verordnung

über den Verkauf von Nutzpferden im Elsaß

vom 7. März 1942

Zur Regelung des Verkaufs von Nutzpferden im

Elsaß wird verordnet, was folgt:

§ 1

(1) Nutzpferde dürfen, unbeschadet der Bestim¬

mungen des § 2, gegen Entgelt nur veräußert werden,

wenn für sie ein Höchstwert nach Maßgabe der er¬
lassenen Richtlinien innerhalb der letzten drei Mo¬

nate festgesetzt worden ist. Das gleiche gilt für Nutz¬

pferde, die bei der Veräußerung oden Verpachtung
eines Betriebes mit übernommen werden.

(2) Nutzpferde im Sinne dieser Anordnung sind über

ein Jahr alte Pferde. Als Stichtag für das Alter der

Pferde gilt der 1. Januar ihres Geburtsjahres. Für die

Altersbestimmung von Pferden, die in den Monaten

November und Dezember geboren sind, ist der 1. Ja¬

nuar des auf ihre Geburt folgenden Jahres maß¬
geblich.

§ 2

Die Bestimmungen dieser Anordnung finden

keine Anwendung auf

1. Pferde, die unmittelbar durch die Wehrmacht, die

Waffen-ff, Schutzpolizei oder eine staatliche Ge-

stütverwaltung angekauft oder verkauft werden;

2. Zuchtstuten, die in dem Stutbuch einer vom Lan¬

desernährungsamt Abt. A (Landesbauernschaft)

anerkannten Züchtervereinigung eingetragen sind,
wenn

a) sie nachweisbar im letzten Jahr gedeckt sind

oder ein Fohlen bei Fuß haben,

b) der Eigentümer der Zuchtstute Mitglied einer

anerkannten Züchtervereinigung ist und
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c) die Zuchtstute auf einer vom Landesernährungs-
amt Abt. A (Landesbauernschaft) zugelassenen
Absatzveranstaltung oder außerhalb einer Ab-
satzveranstaltung durch Vermittlung der zu¬
ständigen Pferdezüchtervereinigung an ein Mit¬
glied einer anerkannten Züchtervereinigung zu
Zuchtzwecken veräußert werden soll.

3. Weibliche Nachzucht eingetragener Stuten bis zur
Vollendung des dritten Lebensjahres unter densel¬
ben Bedingungen wie beim Verkauf von Zucht¬
stuten (Ziffer 2b und 2c);

4. Männliche Nachzucht eingetragener Stuten bis
zum Alter von 2 1/a Jahren, die zwecks weiterer Auf¬
zucht als Vatertiere an Aufzüchter verkauft wer¬
den;

5. Gekörte Zuchthengste im Sinne der Anordnung
betr. Verkauf von zur Zucht bestimmten Vater¬
tieren im Elsaß vom 11. Mai 1942 (Verordnungsblatt
Seite 160);

G. Pferde, die zur Verwendung im Renn-, Reit- und
Turniersport erworben worden und in die Liste A
oder B des Reichsverbandes für Zucht und Prüfung
deutschen Warmbluts eingetragen sind;

7. Vollblutpferde;
8. Trabervollblutpferde,
9. Schlachtpferde, deren Schlachtung innerhalb einer

Woche vom Tage des Verkaufes an erfolgt,

§ 3

(1) Der Veräußerer und der Erwerber, sowie deren
Vermittler, sind dafür verantwortlich, daß für das
zur Veräußerung gelangende Nutzpferd vor Ab¬
schluß des Veräußerungsvertrages ein Höchstwert
nach dem im folgenden geregelten Schätzungsver¬
fahren festgesetzt wird.

(2) Die Festsetzung von Höchstwerten kann er¬
folgen
a) auf allen öffentlichen Märkten,
b) auf den von dem Landesernährungsamt Abt. A

(Landesbauernschaft) genehmigten Absatzver¬
anstaltungen,

c) auf den vom Leiter des Ernährungsamtes Abt. A
(Kreisbauernführer) bestimmten Sammelschätz-
terminen oder

d) durch Einzelschätzung, die nur in besonders be¬
gründeten Fällen vom Leiter des Ernährungs¬
amtes Abt. A zu veranlassen ist.

(3) Anträge auf Schätzung eines Nutzpferdes gemäß
Absatz 2, Buchstabe c und d, sind bei dem Ernäh¬
rungsamt Abt. A (Kreisbauernschaft) zu stellen, in
deren Gebiet der Veräußerer seinen Wohnsitz hat, Ist
für den Standort des Nutzpferdes ein anderes Er¬
nährungsamt zuständig als für den Wohnsitz des
Veräußerers, so kann mit Zustimmung des für den
Wohnsitz des Veräußerers zuständigen Leiters des
Ernährungsamtes das Nutzpferd auch am Standort
durch den hierfür zuständigen Schätzer geschätzt
werden.

(4) Der Leiter des Ernährungsamtes Abt. A (Kreis¬
bauernführer) bestimmt innerhalb von 14 Tagen nach
Eingang des Antrages entweder einen Sammelschätz-
termin oder veranlaßt eine Einzclschätzung. Bei der
Schätzung hat der Veräußerer oder ein von ihm beauf¬
tragter Vertreter, der mit den für die Abschätzung
wesentlichen Eigenschaften des Nutzpferdes aus ei¬

gener Sachkunde vertraut ist, anwesend zu sein und
dem Schätzer die erforderlichen Angaben über das
Nutzpferd zu machen. Der beauftragte Vertreter darf
weder der Erwerber des Nutzpferdes noch ein Ver¬
teiler oder Vermittler sein. Für die Richtigkeit und
Vollständigkeit dieser Angaben ist der Veräußerer
verantwortlich.

§ 4

(1) Der Höchstwert für ein Nutzpferd wird durch
den jeweils zuständigen Schätzer festgesetzt, dem ein
weiterer Pferdesachversländiger zur Beratung beige¬
geben ist. Beide werden vom Leiter des Landesernäh¬
rungsamtes Abt. A (Landesbauernführer) auf Wider¬
ruf ernannt. Der Leiter des Landeser'nährungsamtes
ist verpflichtet, die Tätigkeit der Schätzer zu über¬
wachen.

(2) Bei der Festsetzung des Höchstwertes ist der
Schätzer an die Richtlinien gebunden, die der Leiter
des Landesernährungsamtes Abt. A (Landesbauern¬
führer) zur Regelung des Verkehrs mit Nutz- und
Zuchtvieh mit Zustimmung der Preisbiklungsstelle
erläßt.

(3) Die Festsetzung des Höchstwertes durch den
Schätzer ist für die am Veräußerungsgeschäft Be¬
teiligten verbindlich und endgültig.

(4) Im Einvernehmen mit dem Leiter des Landes¬
ernährungsamtes Abt. A kann die Preisbildungsstelle
die zur Einhaltung der nach Absatz 2 erlassenen
Richtlinien erforderlichen Maßnahmen treffen.

§ 5

(1) Für jedes geschätzte Pferd ist eine mit dem
Stempel des Landesernährungsamtes Abt. A (Landes¬
bauernschaft) oder Ernährungsamt Abt. A (Kreis¬
bauernschaft) versehene Pferdekarte nach Muster
der Anlage durch den Schätzer auszustellen. Einer
Pferdekarte bedarf es nicht bei Veräußerung oder
Verpachtung eines Betriebes samt Pferdebestand, so¬
fern der Betrieb vom Erwerber unter. Beibehaltung
seines bisherigen wirtschaftlichen Zweckes fortge¬
führt wird.

(2) Die Pferdekarte gehört zum Pferd und ist bei
jeder Veräußerung dem Erwerber auszuhändigen; sie
verliert drei Monate nach dem Ausstellungsdatum
ihre Gültigkeit. Von diesem Zeitpunkt ab ist eine Ver¬
äußerung des Nutzpferdes nur nach Ausstellung einer
neuen Pferdekarte zulässig. Bei der hierzu erforder¬
lichen Neuschätzung ist die alte Pferde karte unauf¬
gefordert vorzulegen und dem Schätzer zu übergeben.

(3) Für die Ausfertigung der Pferdekarte ist eine
Gebühr von 5,— RM. zu entrichten, die vom Schätzer
erhoben wird. Bei einer Schätzung, die auf Wunsch
des Antragstellers in dessen Gehöft stattfinden soll,
hat dieser außerdem die Reisekosten des Schätzers
und Beraters, im Höchstfall jedoch nicht mehr als
3 v. H. des festgesetzten Höchstwertes zu erstatten.
Die Reisekosten werden vom Leiter des Landes¬
ernährungsamtes Abt. A (Landesbauernführer) fest¬
gesetzt.

(4) Aus dem Aufkommen der Gebühren hat der
Chef der Zivilverwaltung im Elsaß, Finanz- und
Wirtschaftsabteilung, Landesernährungsamt Abt. A
(Landesbauernschaft) die durch die Absatzveranstal-
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tung oder Schätzung entstehenden Kosten und die
Druckkosten für die erforderlichen Vordrucke zu be¬
streiten. Der darüber hinaus verbleibende Betrag ist
für die Förderung der Pferdezucht zu verwenden.

§ 0

Vor Ubergabe der Pferdekarte an den Erwerber
eines Nutzpferdes hat der Veräußere? sämtliche in
der Pferdekarte geforderten Angaben über Buchstabe
und Nummer des Schlußscheines über die erste
Veräußerung usw. ordnungsgemäß einzutragen. Für
die Richtigkeit und Vollständigkeit dieser Angaben
sind der Veräußerer und Erwerber sowie deren Ver¬
mittler in gleicher Weise verantwortlich.

§ 7

(1) Nutzpferde dürfen außer an Pferdeverteiler nur
an Inhaber von Dringlichkeitsbescheinigungen ver¬
äußert werden.

(2) Für die Erteilung der Dringlichkeitsbeschei¬
nigung ist zuständig

a) das für den Wohnsitz des Erwerbers zuständige
Ernährungsamt Abt. A (Kreisbauernschaft) für
alle landwirtschaftlichen Betriebe;

b) die zuständige untere Verwaltungsbehörde —
Fahrbereitschaftsleiter "— für alle übrigen ge¬
werblichen Pferdehalter.

(3) Die Dringlichkeitsbescheinigung ist nach Ab¬
schluß des Kaufvertrages von dem Inhaber des
Schlußscheines mit dem weißen Abschnitt des
Schlußscheines an das auf dem Schlußscheinheft als
Kontrollstelle vermerkte Ernährungsamt Abt. A
(Kreisbauernschaft) zu senden. Dieses hat die Dring¬
lichkeitsbescheinigung laufend dem ausstellenden
Ernährungsamt Abt. A, bzw. der unteren Verwal¬
tungsbehörde -— Fahrbereitschaftsleiter — zu über¬
mitteln.

(4) Zur Überwachung des jeweiligen Bedarfs an
Nutzpferden haben die Leiter der Ernährungsämter
Abt. A (Kreisbauernftihrer) und die unteren Verwal¬
tungsbehörden — Fahrbereitschaftsleiter — die Zahl
der ausgestellten Dringlichkeitsbescheinigungen lau¬
fend dem Landesernährungsamt Abt. A (Landes¬
bauernschaft) zu melden.

§ 8

Die Dringlichkeitsbescheinigung verliert drei Mo¬
nate nach der Ausstellung ihre Gültigkeit.

§ 9

(1) Der Abgabepreis darf den für das Nutzpferd fest¬
gesetzten Höchstwert nicht überschreiten.

(2) Bei Einschaltung von Pferdeverteilern darf die
nach der Anordnung der Preisbildungsstelle über die
Verdienstspanne im Handel mit Nutzpferden vom
31. Januar 1942 (Verordnungsblatt Seite 70) zulässige
Handelsverdienstspanne dem ersten Ankaufspreis
zugeschlagen werden.

§ 10

(1) Der Leiter des Landesernährungsamtes Abt. A
(Landesbauernführer) oder eine von ihm bestimmte
Stelle ist berechtigt, sieh jedes geschätzte Nutzpferd
zu dem festgesetzten Höchstwert andienen zu lassen.

(2) Wenn von dieser Ermächtigung Gebrauch ge¬
macht wird, ist im Einvernehmen mit dem Bevoll¬
mächtigten für den Nahverkehr eine angemessene
Beteiligung des Verkehrsgewerbes vorzunehmen.

§ 11

Verstöße gegen diese Verordnung oder auf Grund
dieser Verordnung erlassenen Anordnungen werden
vom Chef der Zivilverwaltung im Elsaß, Finanz- und
Wirtschaftsabteilung, Landesernährungsamt Abt. A
(Landesbauernschaft) mit Ordnungsstrafen bis zu
10 000,— RM. für jeden Fall der Zuwiderhandlung be¬
straft. Soweit es sich um Zuwiderhandlungen gegen
Maßnahmen handelt, die der Preisbildung oder dem
Preisschutz dienen, erfolgt Bestrafung nach Maßgabe
der Verordnung über Strafen und Strafverfahren bei
Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften im El¬
saß vom 10. September 1941 (Verordnungsblatt
Seite 561).

§ 12

Durchführungsbestimmungen und Bichtlinien zu
dieser Verordnung erläßt der Leiter des Landes¬
ernährungsamtes Abt. A (Landesbauernführer).

§ 13

Diese Verordnung tritt eine Woche nach Veröffent¬
lichung in Kraft.

Straßburg, den 7. März 1942.

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß

Finanz- und Wirtschaftsabteilung

Köhler
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Anlage

Die Karte gehört zum
Pferd und ist dem Käufer

auszuhändigen

Muster einer Pferdekarte

Pferdekarte
Nr

Stempel des Landesernäh¬
rungsamtes oder des Er¬

nährungsamtes Abt. A

Für das nachstehend näherbezeiclmete Pferd:

Farbe, Abzeichen und besondere Kennzeichen:

Brandzeichen (Form und Körperteile):

Alter:

Kaltblut, Warmblut, Mischblut 1

Rasse, Schlag:

Geschlecht: Hengst, Wallach, Stute 1

Zugesicherte Eigenschaften:

Bekannte Mängel:

Bei Ausstellung dieser Karte im Besitz

m

ist ein Höchstwert von RM.

(in Worten) :

festgesetzt, worden. Klasse:

, den 19
(Ort) (Tag, Monat, Jahr)

Der Schätzer:
(Stempel und Unterschrift)

Buchstabe und Nr. des Schlußscheines

über die erste Veräußerung

1. Kaufpreis:

Weitere Verkäufe:

1. am Buchstabe und Nr. des Schlußscheines

2. am Buchstabe und Nr. des Schlußscheines :

3. am Buchstabe und Nr. des Schlußscheines

I

1 Nichtzutreffendes durchstreichen.
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Verordnung

zur Abänderung des Abschnitts VI der fünften Verordnung über die Regelung

der Löhne in der privaten Wirtschaft im Elsaß vom 4. Oktober 1941: Lohn¬

ordnung für die kaufmännischen und technischen Angestellten im Bau-

und Baunebengewerbe vom 18. April 1942

Auf Grund des § 29 der fünften Verordnung über

die Regelung der Löhne in der privaten Wirtschaft
im Elsaß vom 4. Oktober 1941 verordne ich was folort:

§ 1

Der § 22 der fünften Verordnung über die Regelung
der Löhne in der privaten Wirtschaft im Elsaß vom

4. Oktober 1941 erhält nachstehende neue Fassung:

A. Fahrtvergütung

(1) Auf einer Rausteile tätige Angestellte, die täg¬
lich nach ihrem Wohn- bzw. Unterkunftsort zurück¬

kehren, haben Anspruch auf Ersatz des Teiles der

Aufwendungen für die tägliche Fahrt zur und von

der Rausteile, der bei Renutzung der ortsüblichen

Verkehrsmittel über 10,— RM. je Monat hinausgeht.

Für die Rerechnung der Mehrkosten hiernach sind

der kürzeste Weg, die schnellste Verbindung und bei

Eisenbahnfahrten die Kosten für die III. Wagen¬

klasse zugrundezulegen.

(2) Der Anspruch auf Fahrtvergütung entfällt inso¬

weit, als sich die Kosten bei Inanspruchnahme einer

näher an der Baustelle gelegenen zumutbaren Unter¬

kunft verringern würden.

(3) Ein Anspruch auf Fahrtvergütung besteht nicht,
wenn

a) die Möglichkeit der kostenlosen Beförderung ge¬
geben wird,

b) die Raustelle innerhalb des Wohn- bzw. Unter¬

kunftsortes liegt.

R. Unterkunft

(1) Angestellte, die auf einer Rausteile so weit von

ihrem Wohnort entfernt beschäftigt werden, daß sie

nicht täglich dahin zurückkehren können oder nicht

zurückkehren, weil ihnen die tägliche Rückkehr nicht

zugemutet werden kann, haben Anspruch auf freie
Unterkunft an der Baustelle.

(2) Ist die kostenlose Unterbringung nicht möglich,
besteht statt dessen Anspruch auf ein Unterkunfts¬

geld in Höhe von 1,— RM. je Kalendertag.

(3) Das Unterkunftsgeld ist so lange zu zahlen, wie

der Angestellte durch das Arbeitsverhältnis gezwun¬
gen ist, die Kosten für die Unterkunft am Reschäf-

tigungsorte zu bezahlen, also auch während der

Heimfahrten, während des Urlaubs und während

nachgewiesener Erkrankungen, sofern die Kosten
für die Unterkunft fortlaufen.

(4) Der Anspruch auf freie Unterkunft oder das

Unterkunftsgeld entfällt an Tagen, an denen der An¬

gestellte ganz oder teilweise die Arbeit schuldhaft
versäumt.

(5) Angestellte, die außerhalb ihres Wohnortes am

Betriebssitz bzw. am Sitz ständiger Zweigniederlas¬

sungen oder Bauhöfe beschäftigt werden, haben An¬

spruch auf freie Unterkunft oder das Unterkunfts-

gcld nur so lange, wie die Führung eines doppelten

Haushalts notwendig, d. h. dessen Verlegung an den

Beschäftigungsort nicht zumutbar ist. Kann die

Führung eines doppelten Haushaltes nicht nachge¬

wiesen werden, besteht Anspruch auf freie Unter¬

kunft oder das Unterkunftsgeld nur für eine Über¬

gangszeit von längstens 15 Kalendertagen.

C. Trennungsgeld

(1) Verheiratete Angestellte, die infolge der Kriegs¬

oder Nachkriegsverhältnisse auf einer Baustelle so

weit von ihrem Wohnort entfernt beschäftigt werden,

daß sie nicht täglich dahin zurückkehren können

oder nicht zurückkehren, weil ihnen die tägliche

Rückkehr nicht zugemutet werden kann, haben als
Ersatz des dadurch entstehenden Mehraufwandes

Anspruch auf Trennungsgeld.

(2) Verheiratete Angestellte, die außerhalb ihres

Wohnortes am Betriebssitz bzw. am Sitz ständiger

Zweigniederlassungen oder Bauhöfe beschäftigt

werden, haben Anspruch auf Trennungsgeld nur so

lange, wie die Führung eines doppelten Haushaltes

notwendig, d. h. dessen Verlegung an den Beschäf¬

tigungsort nicht zumutbar ist. Kann die Führung

eines doppelten Haushaltes nicht nachgewiesen wer¬

den, besteht Anspruch auf Trennungsgeld nur für

eine Übergangszeit von 30 Kalendertagen.

(3) Der Anspruch auf Trennungsgeld entfällt:

a) während des Urlaubs,

b) während der Familienheimfahrtstage,

c) während der Erkrankung für die Dauer der
Rückkehr zum Wohnort mit dem auf die Ab¬

reise folgenden Tage,

d) während des Krankenhausaufenthalts mit dem

auf die Aufnahme folgenden Tage,

e) an Tagen, an denen der Angestellte ganz oder
teilweise die Arbeit schuldhaft versäumt, sowie

f) an Tagen, für die Reisekosten bezahlt werden.

(4) Das Trennungsgeld für verheiratete Angestellte

beträgt je Kalendertag:

in den Gehaltsgruppen K 3, K 4, T 3, T 4

und TU 5,- RM.

in den übrigen Gehaltsgruppen 3,50 RM.

(5) Den verheirateten Angestellten stehen gleich

verwitwete oder geschiedene Angestellte, die eigenen

Haushalt führen, sowie Ledige, die mit Verwandten

aufsteigender Linie, mit Geschwistern oder mit

Pflegekindern gemeinsamen Haushalt führen und die

Mittel hierfür ganz oder zum überwiegenden Teile

aufbringen.

(6) Über die Voraussetzungen des Trennungsgeld¬

anspruchs hat der Angestellte den Nachweis durch

Vorlage der Steuerkarte zu führen.
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(7) Ledige Angestellte, die vom Betriebsführer oder
seinem Beauftragten auf eine Baustelle außerhalb
ihres sonstigen Wohnortes entsandt wurden, erhal¬
ten, wenn sie mindestens drei Monate dem Betriebe
angehören, ebenfalls ein Trennungsgeld. Dieses be¬
trägt je Kalendertag:

in den Gehaltsgruppen K 3, K 4, T 3, T 4
und TH 2,— BM.

in den übrigen Gehaltsgruppen 1,50 BM.

D. Verlegung des Wohnortes

Verlegungen des Wohnortes, die nicht betriebs¬
bedingt sind, haben keine tarifliche Auswirkung hin¬
sichtlich der Bestimmungen der Abschnitte A bis C.

E. Familienheimfahrten

Für die Gewährung von Familienheimfahrten gel¬
ten die Bestimmungen der Verordnung zur Begelung
der Familienheimfahrten von Gefolgschaftsmitglie¬
dern in der privaten Wirtschaft im Elsaß vom 12. De¬
zember 1940.

F. Sonstige Vergütungen

Neben den Vergütungen für Fahrt — Abschnitt
A —, Unterkunft — Abschnitt B —, Trennung — Ab-

Straßburg, den 18. April 1942.

schnitt C — und Familienheimfahrten ■ Abschnitt
E dürfen weitere Zulagen für die Beschäftigung
auf einer außerhalb des Wohnortes des Angestellten
gelegenen Baustelle nicht gewährt, werden.

§ 2

Der Abschnitt III des § 23 der fünften Verordnung
über die Begelung der Löhne in der privaten Wirt¬
schaft. im Elsaß vom 4. Oktober 1941 (Anhang für
Poliere und Schachtmeister) wird wie folgt abge¬
ändert:

Hinsichtlich der Vergütungen für Fahrt, Unter¬
kunft, Trennung und Familienheimfahrten gelten die
Bestimmungen des § 22 dieser Verordnung.

§ 3

Die Bestimmungen der §§ 77 bis 79 der Verordnung
über die Begelung der Löhne In der privaten Wirt¬
schaft im Elsaß vom 7. Oktober 1940 finden auf die
vorliegende Verordnung Anwendung.

§ 4

Diese Verordnung tritt am 15. Mai 1942 in Kraft.

Der Chef der Zivilverwaltung i m E 1 s a ß

Finanz- und Wirtschaftsabteilung
Köhler

Lohnordnung

für die Feuerungstechnik und den Säurebau

vom 18. April 1942

Auf Grund des § 79 der ersten Verordnung über die
Begelung der Löhne in der privaten Wirtschaft im
Elsaß vom 7. Oktober 1940 erlasse ich folgende

Lohnordnung:

8 1

Geltungsbereich

Nachstehende Lohnordnung gilt;
1.räumlich für das Elsaß;
2. persönlich für alle Gefolgschaftsmitglieder, die

eine der Invalidenversicherungspflicht unterlie¬
gende Beschäftigung ausüben;

3. fachlich für sämtliche Betriebe und Betriebsabtei¬
lungen der Feuerungstechnik sowie für die Be¬
triebe des Säurebaues.

A. Zu den Betrieben der Feuerungstechnik gehören
insbesondere die Betriebe, die
1. Kesseleinmauerungen, Vorwärmer (Economiser),

Feuerungen jeder Art, gewerbliche und in¬
industrielle Ofen der Metall- und chemischen

Industrie, Feuerbestattungsöfen, Öfen der In¬
dustrie der Steine und Erden, Koksöfen, Gas¬
anstaltsöfen,

2. Bauch- und Gaskanäle, Ziegel- und Kalkring¬
öfen, sofern solche mit feuerfestem Material
verkleidet werden,

3. Schornsteinbau, d. h. alle Arbeiten am Sockel
und an der Säule

ausführen.
Vom Geltungsbereich dieser Lohnordnung sind
ausgenommen:
a) sämtliche Fundamentarbeiten, soweit sie nicht

von Feuerungsofen- oder Schornsteinmaurern
ausgeführt werden;

b) Arbeiten an Ziegel- und Kalkringöfen, Bauch-
und Gaskanälen, soweit diese nicht mit feuer¬
festem Material verkleidet werden;

c) im Koksofenbau:
Koksplatz und Maschinenbahn, Ummauerung
der Begeneratoren und Bekuperatoren, Batte¬
rieköpfe mit Strebepfeilern und Ausmauern
der Ofendecke;

d) im Gasanstaltsofenbau:
das Mauerwerk aus nicht feuerfesten Ziegeln;
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e) alle Arbeiten an den Gebäuden, z. B. Kessel¬
häusern, Maschinen- und Ofenhäusern usw.,
sowie Maschinenfundamente.

15. Als Säurebau ist anzusehen:

1. die Errichtung von Bauwerken vollkommen
aus säurefestem Steinmaterial mit oder ohne
Schutzschichten und Plattenverkleidung jeder
Art;

2. die Herstellung von keramischen Plattenver¬
kleidungen und -belägen in oder ohne Verbin¬
dung mit Schutzschichten aus Bitumen oder
Kunststoffen;

3. die Erstellung von Überzügen aus Bitumen oder
Kunststoffen;

4. die Herstellung von Überzügen aus Ivunststoff-
folien.

§ 2

Berufliche Begriffsbestimmungen

1. Als Schornsteinhauer gilt der Schornsteinmaurer,
der vom Betriebsführer mit der Führung einer
Baustelle betraut ist, auf der mindestens drei wei¬
tere Schornsteinmaurer tätig sind, für die Dauer
der Baustelle.

2. Als Sehornsteinmäurer gilt der Maurer, der die
amtliche Eintragung im Arbeitsbuch (S. 3. Spalte
c oder e) als Schornsteinmaurer besitzt.

3. Als Schornsteinmaureranwärter gilt der Maurer,
der noch keine Eintragung als Schornsteinmaurer
im Arbeitsbuch besitzt, jedoch zum Schornstein¬
maurer ausgebildet wird.

4. Als Schornsteinhelfer gilt der im Schornsteinbau
beschäftigte geübte Bauhilfsarbeiter, der auf dem
Schornsteingerüst arbeitet oder die Motorwinde
bedient oder die Materialladungen in das Seil der
Motorwinde einhängt.

5. Als Feuerungs- und Ofenbauer gilt der Feuerungs¬
und Ofenmaurer, der vom Betriebsführer mit der
Führung einer Baustelle betraut ist, auf der min¬
destens drei weitere Feuerungs- und Ofenmaurer
tätig sind, für die Dauer der Baustelle.

6. Als Feuerungs- und Ofenmaurer gilt der Maurer,
der die amtliche Eintragung im Arbeitsbuch (S. 3,
Spalte c oder e) als Feuerungs- und Ofen'maurer
besitzt.

7. Als Feuerungs- und Ofenniaureranwärter gilt der
Maurer, der noch keine Eintragung im Arbeits¬
buch als Feuerungs- und Ofenmaurer besitzt, je¬
doch zum Feuerungs- und Ofenmaurer ausgebil¬
det wird.

8. Als Feuerungshelfer gilt der geübte Bauarbeiter,
der Kenntnis in feuerfesten und Isoliermaterialien
besitzt und die Sortierung und Zuteilung dieser
Materialien vornimmt oder maschinell Schamott¬
steine oder andere feuerfeste Baustoffe auf Maß
zuschleift oder die Motorwinde bedient.

9. Als Säurebauvorarbeiter gilt der Säurebaurüster,
der vom Betriebsführer mit der Führung einer
Baustelle betraut ist, auf der mindestens drei wei¬
tere Rüster tätig sind, für die Dauer der Bau¬
stelle.

10. Als Säurebaurüster gilt der Gefolgsmann, der die
amtliche Eintragung im Arbeitsbuch (S. 3, Spalte
c oder e) als Säurebaurüster besitzt.

11. Als Säurebauanwärter gilt der Maurer, der zum
Säurebaurüster ausgebildet wird.

12. Als Säurebauhelfer gilt der Gefolgsmann, der min¬
destens ein Jahr im Säurebau tätig war und
Kenntnisse und Fertigkeiten im Kochen von bi¬
tuminösen Massen, im Anrühren von Säurekitten
und -mörteln, im Mischen von Kunststoffmassen,
im Bedienen von im Säurebau eingesetzten Ma¬
schinen z. B. Kittmischern, Bitumenkochern usw.,
im Vorbehandeln von Plattenmaterialien besitzt.

§ 3

Löhne

Nachstehende Lohnsätze gelten einheitlich für alle
Ortsklassen:

1. Feuerungs- und Olenbau:
Stundenlöhne

in Rpf.
Feuerungs- und Ofenbauer 102
Feuerungs- und Ofenmaurer 93
Gaswerks- und Koksofenmaurer 91
Feuerungs- und Ofenmaureranwärter .. 85
Fcuerungshelfer 79

II. Schornsteinbau:
Schornsteinbauer 115
Schornsteinmaurer 105
Schornsteinmaureranwärter 98
Schornsteinhelfer 93

III. Säurebau:
Säurebauvorarbeiter 102
Säurebaurüster 93
Säurebaurüsteranwärter 85
Säurebauhelfer 75

IV. Für die übrigen Gefolgschaftsmitglieder, insbe¬
sondere Maurer, die nicht zu Feuerungs- oder
Ofenmaurern, Schornsteinmaurern oder Säure¬
baurüstern ausgebildet werden, sowie Bauhilfs¬
arbeiter, gelten die jeweiligen Löhne der Lohn¬
ordnung für das Baugewerbe.

V. Soweit auf Grund der bisherigen Regelung Scha¬
mottsteinschleifer einen Stundenlohn von 81 Rpf.
verdienten, ist ihnen dieser weiter zu gewähren.
Bei Neueinstellung hingegen sind die mit dieser
Arbeit beschäftigten Gefolgschaftsmitglieder wie
die Feuerungshelfer (79 Rpf. in der Stunde) zu
entlohnen.

§ 4

Höchstlohnanordnung

1.Die im § 3 festgelegten Lohnsätze gelten als Min¬
destlöhne.

2. Sie dürfen im Durchschnitt aller Beschäftigten um
nicht mehr als 10 v. H. überschritten werden.

3. Bei Arbeitsplatzwechsel und Neueinstellungen sind
die Löhne vergleichbarer Gefolgschaftsmitglieder,
wie sie im Betrieb üblich sind, in keinem Falle je¬
doch höhere Verdienste als sie sich aus dem Tarif¬
lohn zuzüglich 10 v. IL ergeben, zugrunde zu legen.

§ 5

Auswärtszulagen

Gefolgschaftsmitglieder, die vom Betrieb auf eine
Baustelle entsandt sind, erhalten an Stelle des Un-
terkunfts- und Trennungsgeldes nach Maßgabe der
§§ 7, 8 und 12 der Reichstarifordnung für das Bau-
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und Baunobengewerbe vom 1. November 1941 fol¬

gende Auslösung: je Kalender¬
tag

soweit sie verheiratet oder im Sinne

der Bestimmungen der Reichstariford¬

nung für das Bau- und Bauneben¬

gewerbe den Verheirateten gleichge¬
stellt sind 4,— RM.

Bei Beschäftigungen, bei denen sich

der Gefolgsmann weniger als 0 Tage

hintereinander am selben Ort aufhält 5,— RM.

Ledige und den Verheirateten nicht

gleichgestellte erhalten jeweils die
Hälfte dieser Sätze.

§ 6

Erschwerniszuschläge für den
Säurebau

Für den Säurebau gelten folgende Erschwernis¬

zuschläge:

a) Kesselkochen je Stunde 10 Rpf.

,!>) Arbeiten mit Asplit, wenn die
Arbeiten im offenen Behälter

vorgenommen werden » » 10 »

wenn die Arbeiten im ge-,

schlossenen Behälter vorge¬
nommen werden » » 15 »

Im übrigen sind die Erschwerniszuschläge, die die

Reichstarifordnung für das Baugewerbe vom 1. No¬

vember 1941 für Schmutzarbeit (§ 5, Ziffer lc), heiße

Arbeit (§ 5, Ziffer ld) und Säurearbeit (§ 5, Ziffer 1f)

vorsieht, als durch die Löhne abgegolten anzusehen.

§ 7

Sonstige Bestimmungen

Soweit, in dieser Lohnordnung nicht Sonderbestim¬

mungen getroffen sind, gelten die Bestimmungen der

Reichstarifordnung für das Baugewerbe vom 1. No¬
vember 1941.

Schlußbestimmungen

Diese Lohnordnung tritt mit Beginn der Lohnwoche,

in die der 15. Mai 1942 fällt, in Kraft.

Gleichzeitig treten die Bestimmungen der Anord¬

nung des Reichstreuhänders der Arbeit beim Chef

der Zivilverwaltung im Elsaß für die Feüerungstech-

nik vom 11. September 1941 außer Kraft.

Die §§ 77 bis 79 der ersten Verordnung über die Re¬

gelung der Löhne in der privaten Wirtschaft im El¬

saß vom 7. Oktober 1940 finden auf die vorliegende

Lohnordnung Anwendung.

Straßburg, den 18. April 1942.

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß

Finanz- und Wirtschaftsabteilung

Köhler

Verordnung

über die Bekämpfung der Rattenplage im Elsaß

vom 23. April 1842

Zur Bekämpfung der Rattenplage im Elsaß wird
verordnet:

§ 1

Die Eigentümer, Pächter und Alleinmieter sämt¬

licher bebauten oder unbebauten Grundstücke (Bau-,

Lager- und Schuttplätze, landwirtschaftlich genutz¬

ter Flächen, Gärten, Parkanlagen, Friedhöfe usw.)

sowie von Schiffsräumen, ferner die Unterhaltungs-
Pflichtigen von Dämmen, Ufern und Wegen haben die
vorgeschriebenen Maßnahmen zur Vertilgung der

Ratten zu gestatten, unbeschadet der Verpflichtung,

auf Anordnung der Polizeibehörden selbst und auf

eigene Kosten wirksame Ratten Vertilgungsmittel aus¬

zulegen.

§ 2

Die Landkomnüssaie und die Oberstadtkommis-

sarc bestimmen durch öffentliche Bekanntmachung,
an welchen Stellen und mit welchen Mitteln die

Ratten zu vertilgen sind und durch wen die fachge-

Straßbui'g, den 23. April 1942.

mäße Auslegung der Vertilgungsmittel geschehen
soll. Sie erlassen ferner die sonst erforderlichen Aus-

führungsbestimmungen.

§ 3

Den zur Auslegung von Vertilgungsmitteln von den

Polizeibehörden Verpflichteten oder deren Beauftrag¬

ten und Bevollmächtigten sowie denjenigen Personen,

die mit der Nachprüfung dieser Maßnahmen betraut

sind, ist das Betreten der Grundstücke, der Räume,

in und auf denen Rattenvertilgungsmittel ausgelegt

werden müssen, zu gestatten.

§ 4

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen die¬

ser Verordnung oder den von den Landkommissaren

oder Oberstadtkommissaren zum Vollzug dieser Ver¬

ordnung getroffenen Anordnungen werden mit Geld¬
strafe bis zu 150 RM. oder mit Haft bis zu sechs Wo¬

chen bestraft.

D c i' Che f der Zivilv.e r w a 11 u n g i m Elsa 13

Verwaltungs- und Polizeiabteilung

Pflaumer
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Verordnung

über die Feuerbestattung im Elsaß

vom 24. April 1942

Zur Regelung des Feuerbestattungswesens im El¬
saß wird verordnet:

§ 1

Im Elsaß gelten:

Das Gesetz über die Feuerbestattung vom 15. Mai

1934 (RGBl. I S. 380),

die Verordnung zur Durchführung des Feuer¬

bestattungsgesetzes vom 10. August 1938 (RGBl. I

S. 1000).

§ 2

Die zur Durchführung und Ergänzung der in § 1

bezeichneten Vorschriften ergangenen und noch rr-

Straßburg, den 24. April 1942.

gehenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften gel¬
ten auch im Elsaß.

§ 3

Soweit die auf Grund der §§ 1 und 2 eingeführten

Vorschriften nicht unmittelbar angewendet werden

können, sind sie sinngemäß anzuwenden.

§ 4

Die Durchführung dieser Verordnung obliegt der

Verwaltungs- und Polizeiabteilung.

§ 5

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1942 in Kraft.

Der Chef der Z i v i 1 v e r w altungim Eis a LI

Robert Wagner

Gauleiter und Reichsstatthalter.

Zweite Anordnung «

über die Festsetzung der Schonzeit für Fische im Elsaß

vom 25. April 1942

Unter Abänderung der Ziffer 5 der Anordnung über I

die Festsetzung der Schonzeiten für Fische im Elsaß

vom 29. Mai 1941 (Verordnungsblatt Seite 399) wird |

Straßbürg, den 25. April 1942.

für die Kriegsdauer die für die Zeit vom IG. Mai bis

15. Juni geltende Schonzeit für Barben außer Kraft

gesetzt.

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß

Finanz- und Wirtschaftsabteilung

R h e i n b o 1 d t

Erste Anordnung vom 30. April 1942

zur Durchführung der Verordnung über Wirtschaftswerbung im Elsaß

vom 15. Februar 1942

Auf Grund des § 2 der Verordnung über Wirt-

sehaftswerbung im Elsaß vom 15. Februar 1942 (Ver¬

ordnungsblatt Seite 80) wird angeordnet, was folgt:

§ 1 '

Die folgenden Bekanntmachungen und Bestimmun¬

gen des Werberates der deutschen Wirtschaft treten

nach Maßgabe der folgenden Ziffern am 1. Mai 1942
im Elsaß in Kraft:

a) Zweite Bekanntmachung (Allgemeine Bekannt¬

machung) vom 1. November 1933 (Beichsanzeiger

Nr. 25G) in der Fassung der 14. Bekanntmachung

vom 28. September 1935 (Reichsanzeiger Nr. 227)

und der 15. Bekanntmachung vom 30. Dezember

1935 (Reichsanzeiger Nr. 1/193G),
mit Ausnahme der Ziffer 10 Buchstabe c.

b) Dritte Bekanntmachung (Anzeigenbekanntma¬

chung) vom 21. November 1933 (Reichsanzeiger

Nr. 274) in der Fassung der 5. Bekanntmachung
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vom 6. Dezember 1933 (Reichsänzeiger Nr. 286),
der 13. Bekanntmachung vom 16. April 1935
(Reichsänzeiger Nr. 90) und der 18. Bekannt¬
machung vom 9. Juli 1930 (Reichsänzeiger
Nr. 160).

c) Vierte Bekanntmachung (Werbeberatung) vom
21. November 1933 (Reichsanzeiger Nr. 274).

d) Sechste Bekanntmachung (Messe- und Ausstel¬
lungsbekanntmachung) vom 21. März 1934 (Reichs-
anzeiger Nr. 69) in der Fassung der 20. Bekannt¬
machung vom 1. August 1938 (Reichsanzeiger
Nr. 176).

e) Siebente Bekanntmachung (Bekanntmachung über
Empfehlungen) vom 21. März 1934 (Reichsanzeiger
Nr. 69).

f) Neunte Bekanntmachung (Außenanschlagbe-
kanntmachung) vom 1. Juni 1934 (Reichsänzeiger
Nr. 125) in der Fassung der 11. Bekanntmachung
vom 20. Oktober 1934 (Reichsänzeiger Nr. 246) und
der 12. Bekanntmachung vom 30. März 1935
(Beichsanzeiger Nr. 76).

g) Zehnte Bekanntmachung (Einzeldrucksachen¬
bekanntmachung) vom 20. Oktober 1934 (Reichs-
anzeiger Nr. 246).

h) Sechzehnte Bekanntmachung (Modesclinube-
kanntmachung) vom 18. April 1936 (Reichsanzeiger
Nr. 90).

i) Siebzehnte Bekanntmachung (Heilmittelwerbung¬
bekanntmachung) vom 5. Mai 1936 (Reichsanzeiger
Nr. 111) in der Fassung vom 11. Juli 1941 (Reichs-
anzeiger Nr. 171) mit Ausnahme der Ziffer 12 Ab¬
satz 2. Soweit die Ziffern 4 bis 9 der 17. Bekannt¬
machung auf im Elsaß nicht eingeführte reichs¬
rechtliche Vorschriften Bezu^ nehmen, sind diese
sinngemäß anzuwenden.

k) Achtzehnte Bekanntmachung (Austragen von
Werbeschriften) vom 9. Juli 1936 (Reichsanzeiger
Nr. 160).

1) Zwanzigste Bekanntmachung (Lesezirkelbekannt¬
machung) vom 5. Februar 1937 (Reichsanzeiger
Nr. 34).

m) Zweiundzwanzigste Bekanntmachung (Anschrif-
tenbuchbekanntmachung) vom 13. April 1937
(Reichsanzeiger Nr. 83).

Straßburg, den 30. April 1942.

n) Fünfundzwanzigste Bekanntmachung (Wirt-
schaftswerbung im Verkehr) vom 9. Juni 1938
(Beichsanzeiger Nr. 131).

o) Bestimmung über die Werbung auf dem Gebiete
der Elektrizität, des Gases sowie der Brenn- und
Kraftstoffe aller Art (Bestimmung-EnergieWer¬
bung) vom 15. Februar 1937 (Reichsänzeiger
Nr. 38).

p) Bestimmung über die Werbung im Versicherungs¬
wesen (Versicherungswerbung) vom 10. Januar
1938 (Beichsanzeiger Nr. 11).

q) Bestimmung über die Werbung für Tabakerzeug¬
nisse vom 17. Dezember 1941 (Reichsänzeiger
Nr. 5/1942).

§ 2

Wo in den Bekanntmachungen und Bestimmungen
»Der Werberat der deutschen Wirtschaft« angeführt
ist, ist an seine Stelle »Der Beauftragte des Werbe¬
rates der deutschen Wirtschaft im Elsaß« zu setzen.

Die für die Einführung der in § 1 genannten Be¬
kanntmachungen und Bestimmungen weiter erfor¬
derlichen Vorschriften erläßt der Beauftragte des
Werberates der deutschen Wirtschaft im Elsaß. Er
veröffentlicht auch die Bekanntmachungen in der im
Elsaß geltenden Fassung.

§ 3

Insgesamtgenehmigungen (Ziffer 8 der 2. Bekannt¬
machung) werden im Elsaß nicht erteilt. Danach be¬
darf jeder, der Werbung für andere durchführt (Wer¬
ber, Ziffer 1 Abs. 1 Buchstabe c und Ziffer 5 der
2. Bekanntmachung), der Einzelgenehmigung. Aus¬
genommen sind die Fälle der 10. Bekanntmachung
und Fläcliengesteller.

§ 4

Ab 1. Mai 1942 ist für die von Werbern erzielten Ein¬
nahmen die Werbeabgabe zu entrichten.

Der Chef der Zivilverwalitung im Elsa.fi

Abteilung Volksaufklärung und Progaganda
Adolf S c h m i d

Verordnung

über die Anwendung der Bestimmungen über die Polenstrafrechtspilege im Elsaß

vom 5. Mai 1942

Im Elsaß gelten:

l.die Verordnung über die Strafrechtspflege gegen
Polen und Juden in den eingegliederten Ostgebiü-

Straßburg, den 5. Mai 1942.

ten vom 4. Dezember 1941 (RGBl. 1 S. 759) gemäß
ihrer Ziffer XIV,

2. die Ergänzungsverordnung hierzu vom 31. Januar
1942 (RGBl. I S. 52).

Der Chef der Zivilverwaltung i m Elsaß

Robert Wagner
Gauleiter und Reichsstatthalter
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Zweite Anordnung

zur Durchführung der Verordnung über die verbrauchergenossenschaftlichen

Einrichtungen im Elsaß

vom 7. Mai 1942

Auf Grund des § 2 der Verordnung über die ver¬
brauchergenossenschaftlichen Einrichtungen im El¬
saß vom 25. September 1941 (Verordnungsblatt Seite
594) wird angeordnet:

8 1
Das Vermögen (einschließlich der Verbindlichkei¬

ten) der Verbrauchergenossenschaften (Konsumver¬
eine), der konsumvereinähnlichen Gebilde und der
Verbrauchergenossenschaft liehen Einrichtungen wird
auf die Deutsche Arbeitsfront im Wege der Einwei¬
sung übertragen.

§2
(1) Als Verniögensträger wird das von der Der¬

schen Arbeitsfront zur Verwaltung des Vermögens
der Verbrauchergenossenschaften und der verbrau-
chergenossenschaftlichen Einrichtungen gegründete
Gemeinschaftswerk der Deutschen Arbeitsfront, Ge¬
sellschaft mit beschränkter Haftung, Hamburg (im
folgenden »Gemeinschaftswerk« genannt), eingewie¬
sen wei'den.

(2) Die Einweisung verfügt der Chef der Zivilver¬
waltung - Finanz- und Wirtschaftsabteilung - auf
jeweiligen Antrag des Bevollmächtigten.

§ 3
Wird eine verbrauchergenossenschaftliche Einrich¬

tung in der Form einer Aktiengesellschaft oder einer
Gesellschaft mit beschränkter Haftung betrieben und
sind an ihr im wesentlichen Verbrauchergenossen¬
schaften (Konsumvereine), konsumvereinähnliche
Gebilde oder andere verbrauchergenossenschaftliche
Einrichtungen beteiligt, so kann das »Gemeinschafts¬
werk« auf Antrag des Bevollmächtigten entweder in
das Vermögen oder Vermögensteile dieser verbrau¬
chergenossenschaftlichen Einrichtung oder nur in die
Aktien oder Geschäftsanteile eingewiesen werden,
soweit sie Verbrauchergenossenschaften (Konsum¬
vereinen), konsumvereinähnlichen Gebilden oder an¬
deren verbrauchergenossenschaftlichen Einrichtun¬
gen gehören.

§ 4
(1) Der Chef der Zivilverwaltung - Finanz- und

Wirtschaftsabteilung - gibt die Verbrauchergenos¬
senschaften (Konsumvereine), konsumvereinähn¬
lichen Geliilde und verbrauchergenossenschaftlichen
Einrichtungen bekannt, in deren Vermögen das »Ge¬
meinschaftswerk« eingewiesen worden ist. Er be¬
stimmt den Stichtag, mit dem die Verbrauchergenos¬
senschaften (Konsumvereine), konsumvereinähnli-
chen Gebilde oder die verbrauchergenossenschaftli¬
chen Einrichtungen unter Ausschluß der Liquidation
als aufgelöst zu gelten haben.

(2) Die Einweisungsverfügungen werden im »Begie-
rungs-Anzeiger für das Elsaß« bekanntgemacht; sie
sind für Gerichte und Verwaltungsbehörden bindend.

Der Chef der
§ 5

Zivil'verwaltiung Finanz- und
Wirtschaftsabteilung - kann auf Antrag des Bevoll¬

mächtigten die Pensionskasse des Gemeinschafts¬
werkes der Deutschen Arbeitsfront V. a. G., Ham¬
burg, oder ein anderes Versicherungsuntemehmen
als besonderen Vermögensträger in das Vermögen
von gemeinnützigen Stiftungen, Bentenvermögens-
stellen e. V., Versorgungskassen, Alters- und Sterbe¬
kassen und ähnlichen Einrichtungen der Verbrau¬
chergenossenschaften (Konsumvereine), konsum-
vereinäbnlichen Gebilde oder verbrauchergenössen-
schaftlichen Einrichtungen einweisen. Die §§ 3 und 4
finden entsprechende Anwendung.

§6

(1) Soweit die Grundbücher oder andere öffentliche
Register durch die vom Chef der Zivilverwaltung ver¬
fügten Einweisungen in das Vermögen der Verbrau¬
chergenossenschaften (Konsumvereine), konsumver¬
einähnlichen Gebilde und der verbrauchergenossen¬
schaftlichen Einrichtungen unrichtig geworden sind,
sind sie auf Antrag zu berichtigen. Die Berichtigung
ist gebührenfrei.

(2) Der Antrag ist vom Bevollmächtigten zu stellen;
er bedarf nicht der öffentlicher! Beurkundung oder
Beglaubigung.

(3) Die Berichtigung des Grundbuches kann ohne
die Zustimmung der gesetzlichen Vertreter der bisher
eingetragenen Genossenschaft erfolgen.

§7

(1) Die Auskehrung der Geschäftsguthaben der Mit¬
glieder der Verbrauchergenossenschaften (Konsum¬
vereine) erfolgt zum Buchwert am Stichtage der
BückzahLung.

(2) Die Rückzahlung der Anteile der Gesellschafter
(Aktionäre) von konsumvereinähnlichen Gebilden in
der Bechtsform von Gesellschaften mit beschränkter
Haftung oder von Aktiengesellschaften erfolgt zum
Buchwert am Stichtage der Rückzahlung.

(3) Biickvergütungs-Spar- und Geschäftsguthaben,
sowie Anteilguthaben solcher Gläubiger, deren Wohn¬
sitz oder Aufenthalt unbekannt ist, sind bis zur Höhe
von fünf Reichsmark als Verwaltungskostenbeitrag
auszubuchen. Für den Betrag von fünf Reichsmark
übersteigende Riickvergütungs-Spar- und Geschäfts¬
guthaben, sowie Anteilguthaben der Gläubiger, deren
Wohnsitz oder Aufenthalt unbekannt ist, finden die
Bestimmungen der Sechsten Durchführungsverord¬
nung zum Gesetz über Verbrauchergenossenschaften
vom 10. Juli 1937 (Beichsgesetzblatt I Seite 768) ohne
Beschränkung auf den Betrag von 500 Beichsmark
sinngemäß Anwendung. Die nach Durchführung des
Aufrufverfahrens erloschenen Ansprüche verfallen
zu Gunsten der Pensionskasse des Gemeinschaftswer¬
kes der Deutschen Arbeitsfront V. a. G.

§ 8
Diese Anordnung tritt eine Woche nach Verkün-

dUng in Kraft.

Straßburg, den 7. Mai 1942.

Der Chef der Zivil Verwaltung im Elsaß
Finanz- und Wirtschaftsabteilung

K ö h 1 e r.
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Verordnung

über die Überprüfung von Lohndreschbetrieben im Elsaß

vom 7. Mai 1942

§ 1
Im Elsaß gelten

a) die Verordnung über die Überprüfung von Lohn¬
dreschbetrieben vom 2G. Mai 1937 (Reichsgesetz¬
blatt 1 Seite G04) mit Ausnahme der Bestimmung
des § 4 der Verordnung,

b) die Anordnung des Verwaltungsamtes des Reichs-
bauernführers betr. "Überprüfung von Lohndresch¬
betrieben vom 15. August 1940 (Verkündungs-
blatt des Reichsnährstandes Seite 465) unter
Wegfall der Bestimmungen des § 5 der Anord¬
nung,

Straßburg, den 7. Mai 1942.

mit der Maßgabe, daß an Stelle des Reichsnähr¬
standes bzw. der Landesbauernschaft der Leiter des
Landesernährungsamtes - Abteilung A - (Landes¬
bauernschaft) beim Chef der Zivilverwaltung im El¬
saß - Finanz- und Wirtschaftsabteilung - tritt.

§ 2

Der Leiter des Landesernährungsamtes - Abteilung
A - (Landesbauernschaft) beim Chef der Zivilverwal¬
tung im Elsaß - Finanz- und Wirtschaftsabteilung -
wird ermächtigt, Durchführungsbestimmungen zu
dieser Verordnung zu treffen.

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß

Finanz- und Wirtschaftsabteilung
Köhler

Anordnung

über den Verkauf von zur Zucht bestimmten Vatertieren

vom 11. Mai 1942

Zur Regelung des Verkaufs von zur Zucht be¬
stimmten Vatertieren im Elsaß wird verordnet, was
folgt:

§ 1
Vatertiere dürfen nur den vom Chef der Zivil¬

verwaltung im Elsaß - Finanz- und Wirtschafts¬
abteilung - Landesernährungsamt - Abt. A - (Landes¬
bauernschaft) anerkannten Absatzveranstaltungen
der Landestierzuchtverbände zugeführt und auf
diesen Absatzveranstaltungen angeboten, verkauft
oder sonst in den Verkehr gebracht werden. Aus¬
nahmsweise können die Landestierzuchtverbände
auf besonderen Antrag zulassen, daß Vatertiere
außerhalb dieser Veranstaltungen freihändig ver¬
kauft werden.

§ 2
Vatertiere im Sinne dieser Anordnung sind zur

Zucht bestimmte gekörte und angekörte Vatertiere
im Sinne der Verordnung zur Förderung der Tier¬
zucht im Elsaß vom 25. März 1941 (Verordnungs¬
blatt Seite 229).

§ 3
Der zuständige Landestierzuchtverband hat vor

jeder Absatzveranstaltung die Tiere in Zuchtwert¬
klassen einzuordnen. Die Landestierzuchtverbände
werden ermächtigt, Richtpreise für die einzelnen
Zuchtwertklassen festzusetzen. Der Verkauf meh¬
rerer Tiere für einen Sammelpreis ist unzulässig.
Ein Tier, auf das ein Gebot mindestens in Höhe
des Richtpreises abgegeben worden ist, muß ver¬
kauft werden.

§ 4
Der Eigentümer des ausgebotenen Tieres sowie

derjenige, welcher das Tier ausbieten läßt, darf nicht
auf das Tier bieten oder bieten lassen.

§ 5
Wer Tiere nicht auf eigene Rechnung käuflich er¬

werben will, hat der Veranstaltungsleitung vor Be¬
ginn der Absatzveranstaltung die Vollmacht seines
Auftraggebers vorzulegen. Das gleiche gilt für den¬
jenigen, welcher nicht ihm gehörende Tiere zum Ver¬
kauf anbietet.

§ 6
Die Landestierzuchtverbände können für die Teil¬

nehmer an den Absatzveranstaltungen weitere Be¬
dingungen festsetzen.

§ 7
Für jedes Geschäft zum Erwerb eines Tieres, das

auf einer Absatzveranstaltung oder ausnahmsweise
außerhalb einer solchen zustandegekommen ist,
muß ein Schlußschein ausgestellt werden. Die Aus¬
füllung des Schlußscheines veranlaßt der zuständige
Landestierzuchtverband. In allen Fällen, in denen es
sich um eine Absatzveranstaltung anerkannter Züch¬
tervereinigungen handelt, genügt eine listenmäßige
Aufstellung der verkauften Tiere ohne Abgabe der
Schlußscheine. Als listenmäßige Aufstellung gilt die
Körliste, welche bei der Sonderkörung angefertigt
wird. Auf dem Abstammungsnachweis ist folgender
Vermerk anzubringen:

»Die Schlußscheingebühr wurde bezahlt«.

§ 8

Für die Erteilung eines Schlußscheines hat der Ver¬
käufer eine Gebühr zu entrichten. Aus dem Aufkom¬
men der Gebühren sind die Druckkosten für die ent¬
sprechenden Vordrucke zu bestreiten. Der darüber
hinaus'verbleibende Betrag ist für die Förderung der
Tierzucht zu verwenden.
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§ 9
Der Preis für Tiere, die auf den Absatzveranstal-

tungen erworben werden, ist regelmäßig noch am
Tage der Veranstaltung bar oder durch Scheck zu
entrichten. Jede andere Art der Bezahlung bedarf
der Zustimmung der Leitung der Absatzveranstal¬
tung. Ausgenommen sind hiervon Ankäufe durch die
staatlichen Gestütsverwaltungen.

Straßburg, den 11. Mai 1942.

§ 10
Verstöße gegen die Vorschriften dieser Anordnung

können vom Chef der Zivilverwaltung im Elsaß - Fi¬
nanz- und Wirtschaftsabteilung - Landesernährungs¬
amt - Abt. A - (Landesbauernschaft) mit Ordnungs¬
strafen bis zu 10 000,— RM. im Einzelfalle geahndet
werden.

Der Chef der Zivilverwaltung im Elsaß

Finanz- und Wirtschaftsabteilung
Köhler

Verordnung

über die Einführung des deutschen Preisrechtes im Elsaß

vom 11. Mai 1942

§ 1
Die für das gesamte Altreichsgebiet geltenden und

in Zukunft ergehenden Preisvorschriften treten im
Elsaß mit folgenden Maßgaben in Kraft:
1. Soweit nach diesen Vorschriften Preise oder Ent¬

gelte nicht über den Stand eines bestimmten Stich¬
tages erhöht werden dürfen oder sonstwie ein
bestimmter Stichtag für die Berechnung dieser
Preise oder Entgelte gilt, tritt der 1. August 1941 an
die Stelle der im Altreichsgebiet geltenden Stichtage.

2. Soweit Preise oder Entgelte auf der Grundlage
einer Vergleichszeit zu berechnen sind, gilt im El¬
saß das zweite Halbjahr 1941 als Vergleichszeit.

3. An die Stelle des Reichskommissars für die Preis¬
bildung und der von ihm beauftragten oder ermäch¬
tigten Stellen tritt im Elsaß der Chef der Zivilver¬
waltung — Finanz- und Wirtschaftsabteilung —.

Straßburg, den 11. Mai 1942.

§2

Die Vorschriften dieser Verordnung gelten nicht,
soweit vom Chef der Zivilverwaltung — Finanz- und
Wirtschaftsabteilung — oder den von ihm mit der
Preisbildung beauftragten Stellen in anderen Vor¬
schriften, Anordnungen oder Ausnalimebewilligun-
gen Bestimmungen getroffen wurden oder noch
werden.

§ 3
Der Chef der Zivil Verwaltung — Finanz- und Wirt¬

schaftsabteilung — erläßt die zur Durchführung, Er¬
gänzung und Änderung dieser Vorschriften erforder¬
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften.

§ 4
Diese Verordnung tritt mit dem 1. Juni 1942 in Kraft.

Der Chef der Zivil Verwaltung im Elsaß

Finanz- und Wirtschaftsabteilung
Köhler

Erste Anordnung vom 11. Mai 1942

zur Durchführung der Verordnung über die Einführung des deutschen Preisrechtes im Elsaß

vom 11. Mai 1942

Auf Grund von § 3 der Verordnung über die Einführung des deutschen Preisrechtes im Elsaß vom
11. Mai 1942 (Verordnungsblatt Seite 161) wird folgendes "angeordnet:

§ 1
(1) Mit den in § 1 der Verordnung über die Einführung des deutschen Preisrechtes im Elsaß vom

11. Mai 1942 (Verordnungsblatt Seite 101) genannten Maßgaben treten
a) am 1. Juni 1942 an Stelle

1. der Verordnung über Preisbindungen im Elsaß
vom 15. Januar 1941 (Verordnungsblatt Seite 37).

2. der Verordnung über Strafen und Strafverfahren
bei Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften
im Elsaß (Preisstrafrechtsverordnung) vom
10. September 1941 (Verordnungsblatt Seite 561)

die Verordnung über Preisbindungen vom 23. Novem¬
ber 1940 (Reichsgesetzblatt I Seite 1573),
die Verordnung über Strafen und Strafverfahren bei
Zuwiderhandlungen gegen Preisvorschriften vom
3. Juni 1939 (Reichsgesetzblatt I Seite 999) in der ,Fas¬
sung der Verordnung vom 28. August 1941 (Reichs¬
gesetzblatt 1 Seite 539),
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3. der Kostenordnung für Preisangelegenheiten im
Elsaß vom 16. Februar 1942 (Verordnungsblatt
Seite 83)

4. der Anordnung Nr. 20 über die Regelung der Preise
für Seifen und Waschmittel im Elsaß vom 19. Sep¬
tember 1940 (Verordnungsblatt Seite 61)

5. der Anordnung Nr. 50 über die Festsetzung von
Butterpreisen im Elsaß vom 30. Oktober 1940 (Ver¬
ordnungsblatt Seite 241)

G. der Anordnung Nr. 64 über die Baupreisbildung
. im Elsaß (Baupreisanordnung) vom 30. November

1940 (Verordnungsblatt Seite 485)

7. der Anordnung Nr. G5 über Höchstmieten für Bau¬
geräte im Elsaß vom 30. November 1940 (Verord¬
nungsblatt Seite 489)

8. der Anordnung Nr. 69 über den Nachweis von
Preisen im Elsaß vom 17. Dezember 1940 (Verord¬
nungsblatt 1941 Seite 4)

9. der Anordnung Nr. 70 über Preisauszeichnung im
Elsaß vom 17. Dezember 1940 (Verordnungsblatt
1941 Seite 5)

10. der Anordnung Nr. 72 über die Preisregelung für
Hasen- und Kaninchenfelle im Elsaß vom 6. Ja¬
nuar 1941 (Regierungsanzeiger für das Elsaß Folge
5 vom 14. Januar 1941)

11. der Anordnung Nr. 80 über die Preisbildung für
den Kleinhandel mit Mineralwasser im Elsaß vom
28. Januar 1941 (Verordnungsblatt Seite 117)

12. der Anordnung Nr. 86 über Preise für Metalle,
metallhaltige Vorstoffe und Metallerzeugnisse im
Elsaß vom 17. März 1941 (Verordnungsblatt
Seite 221) in der Fassung der Anordnung vom
5. Januar 1942 zur Abänderung der Anordnung
Nr. 86 über Preise für Metalle, metallhaltige Vor¬
stoffe und Metallerzeugnisse im Elsaß vom 17.
März 1941 (Verordnungsblatt Seite 40)

13. der Anordnung Nr. 108 über die Preisgestaltung im
Handel mit. Obst, Gemüse, Südfrüchten, Trocken¬
früchten und Schalenobst im Elsaß vom 26. Mai
1941 (Verordnungsblatt Seite 389)

14. der Anordnung Nr. 119 über die Preisbildung im
Handel mit Verdunklungspapier im Elsaß vom 23.
September 1941 (Verordnungsblatt Seite 591)

die Kostenordnung für Preisangelegenheiten vom
6. Januar 1941 (Reichsgesetzblatt I Seite 29),

die Anordnung zur Regelung der Preise für Seifen
und Waschmittel vom 6. Oktober 1939 (Deutscher
Reichs- und preußischer Staatsanzeiger Nr. 235 vom
7. Oktober 1939) in der Fassung der Anordnung
zur Ergänzung der Anordnung zur Regelung der
Preise für Seifen und Waschmittel vom 12. De¬
zember 1940 (Deutscher Reichs- und preußischer
Staatsanzeiger Nr. 294 vom 14. Dezember 1940), die
Zweite Anordnung zur Regelung der Preise für Seifen
und Waschmittel vom 9. Dezember 1939 (Deutscher
Reichs- und preußischer Staatsanzeiger Nr. 291 vom
12. Dezember 1939), die Dritte Anordnung zur Rege¬
lung der Preise für Seifen und Waschmittel vom
29. Februar 1940 (Deutscher Reichs- und preußischer
Staatsanzeiger Nr. 53 vom 2. März 1940) und die An¬
ordnung zur Abänderung und Ergänzung der Anord¬
nung zur Regelung der Preise für Seifen und Wasch¬
mittel vom 30. April 1941 (Deutscher Reichs- und
preußischer Staatsanzeiger Nr. 105 vom 8. Mai 1941),

die Verordnung über Butterpreise vom 27. Februar
1940 (Reichsgesetzblatt I Seite 447),

'die Verordnung über die Baupreisbildung (Baupreis¬
verordnung) vom 16. Juni 1939 (Reichsgesetzblatt 1
Seite 1041),

die Verordnung über Höchstmieten für Baugeräte
vom 16. Juni 1939 (Reichsgesetzblatt I Seite 1043),

die Verordnung über den Nachweis von Preisen vom
23. November 1940 (Reichsgesetzblatt 1 Seite 1531),

die Verordnung über Preisauszeichnung vom 16. No¬
vember 1940 (Reichsgesetzblatt I Seite 1535),

die Verordnung über die Preisregelung für Hasen-
und Kaninchenfelle vom 11. September 1939 (Reichs¬
gesetzblatt I Seite 1758),

die Verordnung über die Preisbildung für den Mine¬
ralwasserverkauf im Kleinhandel vom 9. Februar 1932
(Reichsgesetzblatt I Seite 65),

die Verordnung über Preise für Metalle, metallhaltige
Vorstoffe und Metallerzeugnisse vom 8. Oktober 1939
(Reichsgesetzblatt 1 Seite 2023),

die Anordnung über die Preisbildung im Verkehr mit
Frischwaren und Trockenfrüchten (Frischwaren¬
anordnung) vom 27. März 1942 (Deutscher Reichs¬
und preußischer Staatsanzeiger Nr. 88 vom 16. April
1942),
die Anordnung über die Preisbildung für Verdunk¬
lungspapier im Groß- und Einzelhandel vom 8. No¬
vember 1939 (Deutscher Reichs- und preußischer
Staatsanzeiger Nr. 263 vom 9. November 1939) in der
Fassung der Anordnung über die Änderung und Neu¬
fassung der Anordnung über die Preisbildung für
Verdunklungspapier im Groß- und Einzelhandel vom
14. Juli 1941 (Deutscher Reichs- und preußischer
Staatsanzeiger Nr. 163 vom 16. Juli 1941),
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15. der Anordnung Nr. 120 über den Handel mit Pa¬
piertapeten im Elsaß vom 23. September 1941 (Ver¬
ordnungsblatt Seite 591)

l(i. der Anordnung Nr. 131 über Preise für geschälte
und ungeschälte Weiden im Elsaß vom 6. Dezem¬
ber 1941 (Regierungs-Anzeiger für das Elsaß, Folge
89 vom 10. Dezember 1941) in der Fassung der An¬
ordnung vom 16. Februar 1942 Nr. 89 (Regierungs-
Anzeiger für das Elsaß, Folge 17 vom 21. Februar
1942)

17. der Anordnung Nr. 133 über Höchstverdienstspan-
nen im Handel mit Nutzpferden im Elsaß vom 31.
Januar 1942 (Verordnungsblatt Seite 70)

18. der Anordnung Nr. 135 über die Preise von Pfropf¬
reben im Elsaß vom 13. Februar 1942 (Verord¬
nungsblatt Seite 72)

b) am 1. Oktober 1942 an Stelle
1. der Anordnung Nr. 47 über die Preisbildung für

Spinnstoffe und Spinnstoffwaren in der Großhan¬
delsstufe im Elsaß vom 26. Oktober 1940 (Verord¬
nungsblatt Seite 360), der Anordnung Nr. 48 über
die Preisbildung für Spinnstoffe und Spinnstoff¬
waren im Einzelhandel im Elsaß vom 26. Oktober
1940 (Verordnungsblatt Seite 362), der Anordnung
Nr. 96 zur Verbilligung der Spinnstoffe und Spinn¬
stoffwaren im Elsaß vom 24. April 1941 (Verord¬
nungsblatt Seite 334) und der Anordnung Nr. 139
zur Begrenzung der Einzelhandelszuschläge für
Spinnstoffwaren im Elsaß vom 16. Februar 1942
(Verordnungsblatt Seite 90)

2. der Anordnung Nr. 57 über die Preisbildung für
Schuhwaren im Einzelhandel im Elsaß vom 28. No¬
vember 1940 (Verordnungsblatt Seite 464) und der
Anordnung Nr. 95 zur Verbilligung der Schuh¬
waren im Elsaß vom 24. April 1941 (Verordnungs¬
blatt Seite 334)

3. der Anordnung Nr. 97 über Höchstaufschläge für
den Möbelhandel im Elsaß vom 14. April 1941
(Verordnungsblatt Seite 335).

(2) Zugleich mit den vorgenannten reichsrecht¬
lichen Verordnungen und Anordnungen treten die
zur Durchführung, Ergänzung oder Abänderung die¬
ser Bestimmungen erlassenen Vorschriften in Kraft.

■ §2

Die zur Durchführung der Verordnung über das
Verbot von Preiserhöhungen vom 26. November 1936
(Reichsgesetzblatt I Seite 955) ergangenen und noch

Straßburg, den 11. Mai 1942.
Der Chef der

Finanz¬

die Dritte Verordnung über den Handel mit Papier¬
tapeten vom 13. November 1934 (Reichsgesetzblatt I
Seite 1190) in der sich aus § 14 Absatz 2 Buchstabe o
der Verordnung über Preisauszeichnung vom 16. No¬
vember 1940 (Reichsgesetzblatt I Seite 1535) und der
Neunten Verordnung über den Handel mit Papier¬
tapeten vom 2. Januar 1942 (Reichsgesetzblatt I Seite
17) ergebenden Fassung,
die Verordnung über Preise für geschälte und unge¬
schälte Weiden vom 10. Juni 1939 (Reichsgesetzblatt
I Seite 1021) in der Fassung der Verordnung zur Än¬
derung der Verordnung über Preise für geschälte und
ungeschälte Weiden vom 28. August 1941 (Reichs¬
gesetzblatt I Seite 541),

die Anordnung über die Verdienstspanne im Handel
mit Nutzpferden vom 5. März 1940 (Deutscher Reichs¬
und preußischer Staatsanzeiger Nr. 59 vom 9. März
1940),
die Anordnung des Sonderbeauftragten für die Saat¬
gutversorgung betr. Höchstpreise für Pfropfreben
vom 13. März 1942 (Reichsnährstandsverkündungs-
blatt Seite 80),

die Verordnung über die Preisbildung für Spinnstoffe
und Spinnstoffwaren in der Großhandelsstufe vom
11. Juli 1940 (Reichsgesetzblatt 1 Seite 981), die Ver¬
ordnung über die Preisbildung für Spinnstoffe und
Spinnstoffwaren im Einzelhandel vom 17. September
1939 (Reichsgesetzblatt I Seite 1877), die Erste Durch¬
führungsverordnung zur Verordnung über die Preis¬
bildung für Spinnstoffe und Spinnstoffwaren im Ein¬
zelhandel vom 23. Dezember 1940 (Reichsgesetzblatt
I Seite 1668), die Zweite Durchführungsverordnung
zur Verordnung über die Preisbildung für Spinnstoffe
und Spinnstoffwaren im Einzelhandel vom 6. Novem¬
ber 1941 (Reichsgesetzblatt I Seite 703) und die Dritte
Durchführungsverordnung zur Verordnung über die
Preisbildung für Spinnstoffe und Spinnstoffwaren im
Einzelhandel vom 11. Januar 1942 (Reichsgesetzblatt I
Seite 27),
die Verordnung über die Preisbildung für Schuh¬
waren im Einzelhandel vom 12. Oktober 1940 (Reichs¬
gesetzblatt I Seite 1381) in der Fassung der Berichti¬
gung vom 11. November 1940 (Reichsgesetzblatt I Seite
1490), die Verordnung zur Änderung der Ver¬
ordnung über die Preisbildung für Schuhwaren
im Einzelhandel vom 8. Dezember 1941 (Reichs¬
gesetzblatt I Seite 770) und die Verordnung über
die Preisbildung für Schuhwaren und Ledergama¬
schen in der Großhandelsstufe (P. V. I, 5) vom
14. März 1942 (Reichsgesetzblatt I Seite 140),
die Verordnung über die Festsetzung von Höchstauf¬
schlägen für den Handel mit Möbeln vom 11. Juni 1940
(Reichsgesetzblatt I Seite 903).

ergehenden Vorschriften gelten sinngemäß zur
Durchführung des § 2 der Verordnung über das Ver¬
bot von Preiserhöhungen im Elsaß vom 10. Septem¬
ber 1941 (Verordnungsblatt Seite 560).

§3
Die in § 1 nicht genannten Preisvorschriften des

Chefs der Zivilverwaltung - Finanz- und Wirt¬
schaftsabteilung - gelten weiter.

Z iv i 1 v e r w a 11 u n g im Elsaß
und Wirtschaftsabteilung

Köhler
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Verordnung

zum Schutze der Rüstungswirtschaft im Elsaß

vom 13. Mai 1942

Beim Einsatz der vorhandenen Arbeitskräfte muß
der kriegswichtige Bedarf den unbedingten Vor¬
rang haben. Das gleiche gilt für die Verteilung der
für die Rüstungswirtschaft wichtigen Rohstoffe,
Materialien und Erzeugnisse.

Es wird daher verordnet;

§ 1
Die Artikel I und II der Verordnung des Führers

zum Schutze der Rüstungswirtschaft vom 21. März
1942 (Reichsgesetzblatt I Seite 1(55) gelten im Elsaß.

§ 2
(1) Für die Aburteilung ist das Sondergericht in

Straßburg zuständig. Ist der Taler der Wehrmachts¬
gerichtsbarkeit unterworfen, so ist das Reichs¬
kriegsgericht zuständig.

Straßburg, den 13. Mai 1942.

(2) Die Strafverfolgung tritt nur auf Verlangen
des Chefs der Zivilverwaltung im Eisall ein. Das
Verlangen wird in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2
dem Chef des Oberkommandos der Wehrmacht
übermittelt.

§ 3

Die Verordnung vom 25. April 1942 (Reichsgesetz¬
blatt I Seite 246) und die sonstigen zur Durchführung
und Ergänzung der Verordnung des Führers zum
Schutze der Rüstungswirtschaft vom 21. März 1942
ergehenden reichsrechtlichen Vorschriften gelten
unter Berücksichtigung der Sonderbestimmungen
des § 2 auch im Elsaß, soweit der Chef der Zivil¬
verwaltung nichts anderes bestimmt.

§ 4

Diese Verordnung tritt am 20. Mai 1942 in Kraft.

Der Chef der Zivilverwaltung i m Elsaß

Robert W agner
Gauleiter und Reichsstatthalter.

Druckerei: „Straßburger Neueste Nachrichten", Straßburg

*
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